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VORSCHLÄGE

Der Haushaltskontrollausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
A.
in der Erwägung, dass Transparenz, Rechenschaftspflicht und Integrität maßgebliche und ergänzende Komponenten bei der Förderung verantwortungsvoller Verwaltung innerhalb der EU-Organe und bei der Gewährleistung von mehr Offenheit in der Funktionsweise der EU und bei ihrem Entscheidungsfindungsprozess sind;

B.
in der Erwägung, dass das Vertrauen der Bürger in die EU-Organe von ausschlaggebender Bedeutung für Demokratie, verantwortungsvolle Verwaltung und wirksame Politikgestaltung ist;

C.
in der Erwägung, dass es gilt, Lücken der Rechenschaftslegung innerhalb der EU zu verringern und sich in Richtung von stärker von Zusammenarbeit geprägten Arten der Kontrolle zu bewegen, bei denen Tätigkeiten der demokratischen Aufsicht, Kontrolle und Prüfung kombiniert werden und gleichzeitig mehr Transparenz geboten wird;
D.
in der Erwägung, dass Korruption beträchtliche finanzielle Auswirkungen hat und eine ernsthafte Bedrohung für die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit und öffentliche Investitionen darstellt;

E.
in der Erwägung, dass Rechenschaftspflicht, Transparenz und Integrität die Leitprinzipien für die Kultur innerhalb der EU-Organe sein sollten;
1.
fordert eine durchgehende Verbesserung der Verhinderung und der Bekämpfung von Korruption im öffentlichen Sektor, und insbesondere innerhalb der EU-Organe, durch einen ganzheitlichen Ansatz, an dessen Anfang ein besserer Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten und strengere Regelungen für Interessenkonflikte, die Unterstützung von investigativem Journalismus und von Korruptionsbekämpfungsstellen, die Einführung bzw. Stärkung von Transparenzregistern sowie die Bereitstellung ausreichender Ressourcen für Rechtsdurchsetzungsmaßnahmen stehen, und durch eine verbesserte Zusammenarbeit unter den Mitgliedstaaten sowie mit relevanten Drittländern;
2.
fordert alle EU-Organe auf, ihre Verfahren und Praktiken, die auf den Schutz der finanziellen Interessen der Union ausgerichtet sind, zu stärken und aktiv zu einem ergebnisorientierten Entlastungsverfahren beizutragen;
3.
betont, dass es notwendig ist, die Integrität zu stärken und den ethischen Rahmen durch eine bessere Umsetzung von Verhaltenskodizes sowie ethischen Grundsätzen zu verbessern, um eine gemeinsame und effektive Kultur der Integrität in allen Organen und sonstigen Stellen der EU zu stärken;
4.
tritt dafür ein, dass eine unabhängige Struktur zur Überwachung der Anwendung der verschiedenen Verhaltenskodizes und des Schutzes von Informanten – wobei Maßstab die höchstmöglichen ethischen Berufsnormen sein müssen – im Kontext der Stärkung des Rechenschaftsrahmen des öffentlichen Sektors und der Leistung der Verwaltung dank besserer Verwaltungsgrundsätze und -strukturen auf allen Ebenen geschaffen wird;

5.
hält es für bedauerlich, dass der Rat immer noch keinen Verhaltenskodex verabschiedet hat; ist der Meinung, dass sich alle EU-Organe auf einen gemeinsamen Verhaltenskodex einigen sollten, der für die Transparenz, Rechenschaftspflicht und Integrität dieser Organe unverzichtbar ist; fordert diejenigen EU-Organe und -Einrichtungen, die noch nicht über einen Verhaltenskodex verfügen, auf, sobald wie möglich ein solches Dokument zu erarbeiten;
6.
fordert diejenigen EU-Organe, die einen Verhaltenskodex eingeführt haben, einschließlich des Parlaments, auf, ihre Durchführungsmaßnahmen zu verstärken, wie etwa Überprüfungen von Erklärungen über die finanziellen Interessen;
7.
verlangt von allen EU-Organen, Artikel 16 des Statuts umzusetzen, indem sie jährlich Informationen über höhere Beamte, die aus dem Dienst der EU-Verwaltung ausgeschieden sind, sowie eine Liste von Interessenkonflikten veröffentlichen; verlangt, dass die vorerwähnte Struktur die Vereinbarkeit einer Nach-EU-Beschäftigung oder der Situation, in der Beamte und ehemalige Mitglieder des Europäischen Parlaments vom öffentlichen zum privaten Sektor wechseln (das Thema „Drehtür“), und die Möglichkeit eines Interessenkonflikts prüft und eindeutige Karenzzeiten, die zumindest die Zeiten eines Übergangsgelds umfassen sollten, festlegt, während derer Beamte und MdEP verpflichtet sind, ehrenhaft und zurückhaltend zu sein oder bestimmte Bedingungen zu erfüllen, wenn sie neue Aufgaben übernehmen; fordert, dass die vorstehend erwähnte Struktur aus unabhängigen Experten besteht, die nicht zum Organ gehören, damit sie die ihr übertragenen Aufgaben vollkommen unabhängig wahrnehmen kann; 

8.
erinnert an den allgemeinen Grundsatz, nach dem jede Person als unschuldig gilt, bis ihre Schuld rechtlich festgestellt wurde;

9.
empfiehlt den Organen und Einrichtungen der EU, das Bewusstsein unter ihren Beamten über die Politik im Bereich von Interessenkonflikten neben laufenden Sensibilisierungsmaßnahmen und der Aufnahme von Integrität und Transparenz als ein Pflichtthema, das während Einstellungsverfahren und Leistungsüberprüfungen erörtert werden muss, noch mehr zu schärfen; vertritt die Auffassung, dass bei den Rechtsvorschriften zu Interessenskonflikten zwischen Mandatsträgern und Amtsträgern unterschieden werden sollte; ist der Meinung, dass auch in den Mitgliedstaaten bei Amtsträgern und Beamten, die an der Verwaltung und Kontrolle von europäischen Fördergeldern beteiligt sind, derartige Regelungen notwendig sind; fordert die Kommission auf den Entwurf einer entsprechenden Rechtsgrundlage vorzulegen.
10.
begrüßt den Beschluss der Kommission, die Transparenz dadurch zu erhöhen, dass sie ihr System der Expertengruppen insbesondere hinsichtlich des Verfahrens zur Auswahl von Experten verbessert, und zwar durch die Entwicklung einer neuen Politik im Bereich von Interessenkonflikten für Experten, die persönlich bestellt werden, was bedeutet, dass das Parlament die Möglichkeit hat, eine direkte Kontrolle solcher Bestellungen auszuüben; nimmt die Anforderung zur Kenntnis, dass Experten gegebenenfalls im Transparenzregister eingetragen sein müssen; fordert allerdings die Kommission nachdrücklich auf, die Empfehlungen des Europäischen Bürgerbeauftragten zur Zusammensetzung von Expertengruppen und die Studie „Zusammensetzung der Expertengruppen der Kommission und Stand des Registers der Expertengruppen“ zu berücksichtigen, wenn sie Änderungen der derzeitigen horizontalen Regelungen, die für Expertengruppen gelten, ausarbeitet, um einen systematischeren und transparenteren Ansatz zu schaffen; verlangt, dass die Kommission in einen Dialog mit dem Parlament eintritt, bevor die Regelungen förmlich angenommen werden, insbesondere in Bezug auf den anstehenden Bericht des Haushaltskontrollausschusses und des Rechtsausschusses zu diesem Thema; legt den europäischen Agenturen nahe, Reformen in einem ähnlichen Sinn in Erwägung zu ziehen;
11.
ist der Meinung, dass weitere Schritte notwendig sind, sowohl um ethische Fragen im Zusammenhang mit der politischen Rolle der Lobby, ihren Praktiken und ihres Einflusses zu klären, als auch um Sicherungsmaßnahmen für die Integrität zu fördern, damit man zu einem höheren Niveau an Transparenz bei den Tätigkeiten von Lobbyisten gelangt; schlägt vor, eine allen EU-Organen gemeinsame Regelung auszuarbeiten, in der die Modalitäten und die Voraussetzungen für die Lobbyarbeit in diesen Organen festgelegt werden;

12.
glaubt, dass das Niveau an Transparenz durch die Schaffung eines „legislativen Fußabdrucks“ von EU-Lobbyisten erhöht werden sollte; fordert, dass ein Vorschlag vorgelegt wird, der die Veröffentlichung aller Dokumente, die jeden Schritt im Prozess der Ausarbeitung von Gesetzestexten betreffen, ermöglichen und den endgültigen Übergang von einem freiwilligen zu einem verbindlich vorgeschriebenen EU-Register für alle Tätigkeiten von Lobbyisten für irgendeines der EU-Organe bis 2016 besiegeln würde;

13.
fordert den Rat auf, sich dem EU-Transparenzregister anzuschließen;
14.
ist in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass ein verbindlich vorgeschriebenes EU-Register klare Bestimmungen über die Art von Informationen enthalten muss, die aufzuzeichnen sind, d.h. zutreffende und regelmäßig aktualisierte Informationen über die Art von Tätigkeiten in den Bereichen Lobbyismus/Recht, zusammen mit detaillierten Aufzeichnungen von Kontakten und Beiträgen zu EU-Recht und -Politikgestaltung; glaubt, dass ein System von Sanktionen bei Missbräuchen unter der Aufsicht des Parlaments in Betracht gezogen werden muss; fordert die Kommission auf, ihre Vorschläge für ein verbindlich vorgeschriebenes Register unverzüglich vorzulegen;

15.
verlangt, dass all diejenigen EU-Organe, die dies noch nicht getan haben, dringend interne Vorschriften zur Meldung von Missständen annehmen und einen gemeinsamen Ansatz zu ihren Verpflichtungen mit Schwerpunkt auf dem Schutz von Informanten verfolgen; verlangt, dass dem Schutz von Informanten im Kontext der Richtlinie über den Schutz von Geschäftsgeheimnissen besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird; ruft die Kommission dazu auf, Rechtsvorschriften über ein Mindestmaß an Schutz von Informanten in der EU zu fördern; fordert die Organe auf, das Beamtenstatut dahingehend zu ändern, dass es Beamte nicht nur förmlich dazu verpflichtet, Unregelmäßigkeiten jeder Art zu melden, sondern auch einen angemessenen Schutz von Informanten vorsieht; fordert die Organe auf, Artikel 22 Buchstabe c des Statuts unverzüglich umzusetzen;

16.
ersucht die EU-Organe und -Einrichtungen darum, die Maßnahmen, die zu Ermessen und Ausschluss im Zusammenhang mit dem öffentlichen Beschaffungswesen gehören, strikt anzuwenden und Hintergrundprüfungen in jedem Einzelfall durchzuführen sowie die Ausschlusskriterien anzulegen, um Unternehmen im Falle eines Interessenkonflikts zu sperren, da dies für den Schutz der finanziellen Interessen der EU von ausschlaggebender Bedeutung ist;
17.
glaubt, dass das Entlassungsverfahren ein wichtiges Instrument für die demokratische Rechenschaftspflicht gegenüber den Bürgern der Union ist; erinnert an die Schwierigkeiten, die bislang in den Entlastungsverfahren mehrfach aufgetreten sind und auf die mangelnde Zusammenarbeit seitens des Rates zurückzuführen sind; besteht darauf, dass eine wirksame Haushaltskontrolle und die demokratische Rechenschaftspflicht des Organs die Zusammenarbeit des Parlaments und des Rates erfordern;

18.
besteht darauf, dass der Rat so rechenschaftspflichtig und transparent wie die anderen Organe sein muss;
19.
stellt fest, dass die Jahresberichte der EU-Organe eine wichtige Rolle bei der Einhaltung der Regelungen über Transparenz, Rechenschaftspflicht und Integrität spielen könnten; fordert die EU-Organe auf, in ihre Jahresberichte ein standardisiertes Kapitel zu diesen Komponenten aufzunehmen;
20.
hält den ersten zweijährlichen Bericht der Kommission über die Korruptionsbekämpfung für einen viel versprechenden Versuch, die Korruption in allen ihren Dimensionen besser zu verstehen, wirksame Antworten zu entwickeln, um sie zu bekämpfen, und den Weg für eine verstärkte Rechenschaftspflicht der öffentlichen Hand gegenüber den EU-Bürgern zu ebnen; bekräftigt in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, dass die EU in Bezug auf Betrugs-, Korruptions- und Kollusionsdelikte eine Politik der „Nulltoleranz“ verfolgt; hält es allerdings für bedauerlich, dass dieser Bericht keine Strategie der EU-Organe selbst zur Bekämpfung der Korruption enthält;
21.
stellt fest, dass durch die Tatsache, dass Korruption komplex ist und viele Facetten aufweist, die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit untergraben sowie die Wirtschaft, Glaubwürdigkeit und Reputation der EU behindert bzw. schädigt werden (insbesondere durch Verschleierungspraktiken und den Druck, von ursprünglichen politischen Zielen abzuweichen oder sich in einer bestimmten Weise zu verhalten);

22.
verlangt, dass die Kommission spätestens in ihrem zweiten Bericht über die Korruptionsbekämpfung weitere Analysen – auf der Ebene sowohl der EU-Organe als auch der Mitgliedstaaten – des Umfelds durchführt, in dem politische Maßnahmen umgesetzt werden, um inhärente kritische Faktoren, anfällige Bereiche und Risikofaktoren, die zu Korruption führen können, zu ermitteln;
23.
verlangt von der Kommission in dieser Hinsicht, der Verhinderung von Interessenkonflikten sowie von korrumpierenden Praktiken im Falle von dezentralisierten Agenturen, die besonders anfällig sind, besondere Aufmerksamkeit zu schenken und dabei die Tatsache zu berücksichtigen, dass sie der Öffentlichkeit relativ unbekannt und auch überall in der EU angesiedelt sind;
24.
bekräftigt seine Forderung
, dass die Kommission dem Parlament und dem Rat halbjährlich über die Umsetzung der internen Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption durch die EU-Organe Bericht erstattet, und sieht der Lektüre des nächsten Berichts Anfang 2016 erwartungsvoll entgegen; ersucht die Kommission, den Bericht um ein Kapitel über die Leistung der EU-Organe bei der Korruptionsbekämpfung zu ergänzen, und meint, dass in den künftigen Berichten der Kommission über die Korruptionsbekämpfung stets alle EU-Organe und -Einrichtungen behandelt werden sollten;
25.
hält das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) für einen Hauptakteur bei der Bekämpfung der Korruption und glaubt deshalb, dass es von ausschlaggebender Bedeutung ist, dass diese Institution effektiv und unabhängig arbeitet; empfiehlt, dem OLAF-Überwachungsausschuss im Einklang mit der OLAF-Verordnung Zugang zu den Informationen zu gewähren, die für eine wirksame Wahrnehmung seines Mandats im Hinblick auf die Überwachung der Tätigkeiten von OLAF erforderlich sind, und ihm haushaltsrechtliche Unabhängigkeit einzuräumen;
26.
fordert, dass sich die EU sobald wie möglich um Mitgliedschaft in der beim Europarat angesiedelten Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) bewirbt und dass das Europäische Parlament stets über den Stand dieser Bewerbung auf dem Laufenden gehalten wird;

27.
fordert die Kommission auf, unverzüglich ihren Berichterstattungspflichten nach dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption nachzukommen;
28.
tritt für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten ein, um Know-how und bewährte Verfahren auszutauschen, internationale Übereinkommen über die justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit zu stärken und die EU, die Vereinten Nationen und die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie den Europarat zusammenzuführen, damit sie ein koordiniertes Tätigwerden zur Korruptionsbekämpfung konzipieren;

29.
erkennt die wichtige Rolle von Europol und Eurojust bei der Bekämpfung des organisierten Verbrechens, einschließlich Korruption, an; glaubt, dass diese Agenturen weitere Befugnisse bekommen sollten, in diesem Bereich tätig zu werden, insbesondere wenn es um grenzüberschreitende Fälle geht; empfiehlt, der Europäischen Staatsanwaltschaft ein Mandat zu erteilen, das sich auf das organisierte Verbrechen bezieht, einschließlich der Korruptionsbekämpfung; betont, dass die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Europäischen Staatsanwaltschaft weiter klargestellt werden sollten, um potentielle Überschneidungen mit der Arbeit nationaler Behörden zu vermeiden.
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� Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. März 2015 zu dem Jahresbericht 2013 über den Schutz der finanziellen Interessen der EU (Angenommene Texte, P8_TA(2015)0062).
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